
Die Allianz ‚Gesunde Schweiz‘, die über 50 Organisationen umfasst, appelliert dringend an Sie, die Debatte 
um Prävention und Gesundheitsförderung als eine für unser Gesundheitssystem zentrale Diskussion weiter-
zuführen und dem Ständerat die grosse Bedeutung dieses Geschäfts zu verdeutlichen. Der Handlungsbedarf 
ist gross, ein weiteres Zuwarten aufgrund unberechtigter Ängste und kurzsichtiger Geschäfts- und Gewinn-
interessen ist nicht angebracht. 

Das Präventionsgesetz ist ein sinnvolles und notwendiges Organisationsgesetz, das Transparenz und Ordnung schafft. 
Es koordiniert die Anstrengungen der verschiedenen Akteure und macht sie entsprechend wirksamer. Die Bestrebungen 
von Bund und Kantonen nach einer verbesserten Zusammenarbeit, auch mit privaten Organisationen, können damit 
umgesetzt werden. Gesundheitsförderung und Prävention werden so zu einer weiteren Säule der Gesundheitspolitik 
und können in der Zukunft das Gesundheitssystem mit seinen stetig steigenden Kosten entlasten.

Präventionsgesetz (09.076)

Eintreten für Prävention – Einstehen für Gesundheit

Notwendige gesetzliche Grundlage für bessere 
Koordination und mehr Effizienz

Im Vergleich zu den drei Säulen der medizinischen Kranken-
versorgung (Behandlung, Rehabilitation und Pflege) sind Prä-
vention und Gesundheitsförderung in unserem Land bislang 
konzeptionell, politisch, organisatorisch und vor allem auch 
rechtlich nicht ausreichend verankert. Durch das neue Prä-
ventionsgesetz kann diese gewichtige Lücke in der schweize-
rischen Gesundheitspolitik endlich geschlossen werden. Das 
Gesetz bringt

•	 einen gesetzlichen Rahmen, der den heutigen Anforde-	
	 rungen gerecht wird, so z.B. durch die Sicherstellung 
	 einer Gesamtstrategie zu Prävention und Gesundheits-	
	 förderung mit gemeinsamen nationalen Zielen;

•	 eine vorsichtige Neuorientierung der Gesundheitspolitik, 	
	 die heute aufgrund der komplexen Strukturen nicht zu 	
	 bewältigen ist;

•	 eine Bündelung der Kräfte, die heute infolge der starken 	
	 Fragmentierung verhindert wird;

•	 eine verstärkte Versorgungsgerechtigkeit, da eine 
	 einheitliche Basis für die Umsetzung in den Kantonen 
	 geschaffen wird;

•	 langfristig einen wichtigen Beitrag zur Reduktion der 
	 Gesundheitskosten.

Der Nationalrat ist in der Frühlingssession des letzten Jahres 
mit 102 zu 79 Stimmen auf das Geschäft eingetreten und hat 
die Detailberatung bereits abgeschlossen. Dabei hat er die 
wesentlichen von präventionskritischen Akteuren geforderten 
Anpassungen umgesetzt und damit vorhandene Ängste insbe-
sondere der Wirtschaft vorweggenommen. So soll z.B. nicht ein 
neues Institut, sondern die bestehende Stiftung «Gesundheits-
förderung Schweiz» für die verbesserte Steuerung und Koordi-
nation zuständig sein. 
Im Gegensatz zum Nationalrat lehnte es der Ständerat in der 
vergangenen Wintersession überraschend mit einem Zufalls-
mehr von 20:19 Stimmen ab, auf das Präventionsgesetz einzu-
treten. Er verweigert damit die inhaltliche Diskussion über eine 
wichtige Reform zur Stärkung von Prävention und Gesundheits-
förderung in der Schweiz, mit der ohne zusätzliche Kosten ein 
wirkungsvollerer Einsatz der vorhandenen Mittel möglich wäre. 
Unverständlicherweise tat er dies, obwohl sich die von ihm 
vertretenen Kantone im Rahmen der GDK klar für das Gesetz 
ausgesprochen haben. Die über 50 Organisationen der Allianz 
‚Gesunde Schweiz‘ appellieren deshalb dringend an Sie, diese 
für unser Gesundheitssystem zentrale Diskussion weiterzufüh-
ren und dem Ständerat eine neue Chance zu geben, die grosse 
Bedeutung dieses Geschäfts zu erkennen. Der Handlungsbe-
darf ist enorm, ein weiteres Zuwarten kann sich eine verantwor-
tungsvolle Gesundheitspolitik nicht leisten, denn: 

«Vorsorgen ist besser als heilen»

Herz-Kreislauf- und Krebserkrankungen sind heute in der 
Schweiz die häufigsten Todesursachen und die Hauptgründe 
für vorzeitig verlorene Lebensjahre. Die veränderte Lebenswei-
se sowie die aktuelle demographische Entwicklung verlangen 
nach neuen Antworten und Modellen. Prävention und Gesund-
heitsförderung leisten einen zentralen Beitrag zur dringend nö-
tigen Problemlösung und bringen bedeutende individuelle und 
gesamtgesellschaftliche Vorteile: 

•	 Prävention und Gesundheitsförderung verbessern die 	
	 Gesundheit und Lebensqualität des Einzelnen und der 	
	 Gesamtbevölkerung nachhaltig.

•	 Prävention und Gesundheitsförderung bewahren und 		
	 fördern die Arbeitsfähigkeit der Erwerbstätigen und 		
	 erhöhen die gesamtwirtschaftliche Produktivität.

•	 Investitionen in die Prävention und Gesundheitsför-		
	 derung sind im Vergleich zu den Gesamtaufwänden 		
	 im Gesundheitswesen günstig. Massnahmen im 		
	 Bereich Prävention und Gesundheitsförderung sind 		
	 demnach nicht teuer, nichts tun dagegen schon.

Gesundheitswesen
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•	 ABA Association Boulimie Anorexie
•	 Aha! – Schweiz. Zentrum für Allergie, Haut und Asthma
•	 Aids-Hilfe Schweiz
•	 Aktionsbündnis «Psychische Gesundheit»
•	 Arbeitsgemeinschaft Tabakprävention Schweiz
•	 Ärztinnen und Ärzte für Umweltschutz
•	 CardioVasc Suisse 
•	 CURAVIVA Verband Heime und Institutionen Schweiz
•	 Fachverband Sucht
•	 FMH Verbindung der Schweizer Ärztinnen und Ärzte
•	 Föderation der Schweizer Psychologinnen und Psychologen – FSP
•	 GELIKO – Schweizerische Gesundheitsligen-Konferenz
•	 H+ Die Spitäler der Schweiz
•	 Kollegium für Hausarztmedizin - KHM
•	 Krebsliga Schweiz
•	 Lungenliga Schweiz
•	 Oncosuisse
•	 PharmaSuisse, Schweizerischer Apothekerverband
•	 Physioswiss - Schweizer Physiotherapie Verband
•	 PLANeS - Schweizerische Stiftung für sexuelle und reproduktive 
	 Gesundheit
•	 pro juventute
•	 Public Health Schweiz (Koordinationsstelle der Allianz)
•	 RADIX Schweizer Kompetenzzentrum für 
	 Gesundheitsförderung und Prävention
•	 Rheumaliga Schweiz
•	 Schweiz. Adipositas-Stiftung - SAPS
•	 Schweiz. Akademie der Medizinischen Wissenschaften – SAMW
•	 Schweiz. Alzheimervereinigung
•	 Schweiz. Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände - SAJV
•	 Schweizer Berufsverband der Pflegefachfrauen und 
	 Pflegefachmänner - SBK
•	 Schweiz. Blaues Kreuz

•	 Schweiz. Diabetesgesellschaft 
•	 Schweiz. Drogistenverband
•	 Schweiz. Fachverband Adipositas im Kindes- und Jugendalter – AKJ
•	 Schweiz. Gesellschaft für Cystische Fibrose - CFCH
•	 Schweiz. Gesellschaft für Ernährung - SGE
•	 Schweiz. Gesellschaft für Suchtmedizin - SSAM
•	 Schweiz. Gewerkschaftsbund
•	 Schweiz. Hebammenverband
•	 Schweiz. Herzstiftung
•	 Schweiz. Stiftung pro mente sana
•	 Schweiz. Stiftung zur Förderung des Stillens
•	 Schweizerische Zahnärztegesellschaft
•	 Schweizerischer Verband der Berufsorganisationen im 
	 Gesundheitswesen - SVBG
•	 Spitex Verband Schweiz
•	 Stiftung Kosch
•	 Sucht Info Schweiz
•	 Swiss Dental Hygienists
•	 Swiss Olympic Association
•	 Travail Suisse
•	 Verband Zöliakie Schweiz
 
Die jeweils aktuelle Liste der Mitglieder der 
Allianz ,Gesunde Schweiz’ finden sie unter: 
www.allianzgesundeschweiz.ch

Kontakt
Allianz Gesunde Schweiz,
c/o Public Health Schweiz, Effingerstr. 54, 3001 Bern 
Koordinatorin: Denise Felber Dietrich
Zentralsekretärin Public Health Schweiz
Tel. 031 389 92 86, Fax 031 389 92 88
denise.felber@public-health.ch 

Die Mitglieder der Allianz ‚Gesunde Schweiz‘

Im Wesentlichen sind fünf Gründe zu nennen, weshalb die vor-
liegende Gesetzesvorlage der Schlüssel zum Erfolg sein wird:

1. Möglichkeit zur Bekämpfung neuer Epidemien
Der vorliegende Gesetzesentwurf gibt dem Bund die notwendi-
ge Rechtsgrundlage für ein stärkeres Engagement des Bundes 
im Bereich der chronischen und psychischen Krankheiten. Die 
gesetzliche Verankerung von Gesundheitsförderung und Prä-
vention tut schon lange Not. Diverse neuere Fragestellungen 
wie z.B. die Prävention von psychischen Krankheiten, die Prä-
vention der Pflegebedürftigkeit oder die Bekämpfung des Über-
gewichts werden nicht zuletzt infolge des Fehlens einer bun-
desgesetzlichen Grundlage nicht oder noch nicht gemeinsam 
bearbeitet. 

2. Festlegung einer kohärenten Strategie
Die Festlegung von nationalen Gesundheitszielen, einer bun-
desrätlichen Strategie und die Einführung einer Gesundheitsbe-
richterstattung ermöglichen es, die Präventionsanstrengungen 
besser auf die dringenden gesellschaftlichen Probleme auszu-
richten. Diese Prioritätensetzung und die klarere Aufgabenver-
teilung unter allen Akteuren führen zu positiven Synergieeffek-
ten und einem effizienteren Mitteleinsatz. 

3. Vermeidung von Doppelspurigkeiten und Ineffizienz
Angesichts der heute bestehenden Doppelspurigkeiten und 
Kompetenzüberschneidungen hat sowohl der OECD/WHO-
Länderbericht zur Schweiz als auch der Schlussbericht der 
Fachkommission «Prävention und Gesundheitsförderung»  die 
heutige Situation der Schweiz im Bereich Prävention und Ge-
sundheitsförderung als unbefriedigend bezeichnet und klare 
Zielvorgaben und bessere Koordination zwischen den Akteuren 
gefordert. Das neue Präventionsgesetz sorgt für diese dringend 
nötige Verbesserung der Koordination. 

4. Sinnvollere und klare Aufgabenteilung 
Die gemeinsame Prioritätensetzung durch Bund und Kantone 
stärkt die Idee einer nationalen Gesundheitspolitik. Durch das 
Präventionsgesetz erfolgt auch eine klarere Abgrenzung der 
Aufgaben zwischen Bund, Kantonen und Dritten. Der Bund soll 
dort aktiv werden, wo ein gesamtschweizerisch einheitliches 
Handeln sinnvoll und notwendig ist. Die Kantone werden in 
ihrer Zuständigkeit für die Prävention nicht eingeschränkt. Sie 
werden künftig an der Seite des Bundes an der Festlegung der 
nationalen Strategie und der nationalen Ziele mitwirken können. 
Die privaten Akteure (Gesundheitsligen, Fachorganisationen), 
die eine wichtige Rolle in der Prävention und Gesundheitsför-
derung spielen, werden integriert.

5. Synergien in einer bereits bestehenden 
Koordinationsstelle 
Zur Verbesserung der Synergien und zur Steigerung der Effi-
zienz ist die Zusammenführung der Funktionen, die heute von 
verschiedenen national tätigen Akteuren (z.B. Gesundheits-
förderung Schweiz, Tabakpräventionsfonds, Teile des BAG) 
wahrgenommen werden, in einer schweizweit tätigen Koordi-
nationsstelle notwendig. Massnahmen können nur dann dau-
erhaft wirksam sein und finanzielle Mittel nur dann effizient und 
wirkungsvoll eingesetzt werden, wenn das Vorgehen im Bereich 
der Prävention und Gesundheitsförderung gesamtschweize-
risch koordiniert ist. 


